
Seite

Zeit des Wehrdienstes auf die Betriebszugehörigkeit des 
Verklagten angerechnet und diesem entsprechend der 
von ihm im Jahr 1974 geleisteten Arbeitszeit (1 Monat) 
eine anteilige Jahresendprämie und einen anteiligen Zu­
schlag zur Jahresendprämie als Anerkennung für lang­
jährige Betriebszugehörigkeit gewährt.
Dem Antrag des Verklagten, den Kläger zu verpflich­
ten, den vollen Zuschlag für dreijährige Betriebszuge- 
rigkeit zu zahlen, hat die Konfliktkommission stattge­
geben. Die gegen diesen Beschluß erhobene Klage des 
Betriebes hat das Stadtbezirksgericht zurückgewiesen, 
weil der Zuschlag in den BKV als Festbetrag aufge­
nommen und nicht geregelt worden sei, daß er bei an­
teiliger Zahlung der Jahresendprämie gleichfalls antei­
lig gezahlt wurde.
Die vom Kläger gegen dieses Urteil eingelegte Beru­
fung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Gemäß § 15 Abs. 1 Buchst, a der VO über die Förderung 
der aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Angehöri­
gen der Nationalen Volksarmee — FörderungsVO — vom 
24. November 1966 (GBl. II S. 957), der auf den vor­
liegenden Fall anzuwenden ist und mit § 14 der jetzt 
geltenden FörderungsVO vom 13. Februar 1975 (GBl. I 
S. 221) übereinstimmt, hat der Betrieb dem Verklagten 
den von diesem geleisteten dreijährigen Wehrdienst 
auf seine Beschäftigungszeit angerechnet. Hieraus folgt 
jedoch nicht, daß dem Verklagten der Zuschlag für 
eine Beschäftigungsdauer von drei Jahren gemäß der 
Anlage zum BKV des Klägers ungekürzt zustehf.
Eine Berechtigung dieser Forderung zu bejahen würde 
zu der Konsequenz führen, daß auch die Jahresend­
prämie, die auf Grund der Erfüllung von Leistungs­
kennziffern gewährt wird, dem Verklagten trotz seiner 
nur einmonatigen Tätigkeit im Planjahr 1974 unge­
kürzt auszuzahlen wäre. Das ist jedoch nicht der Fall, 
weil die FörderungsVO im Zusammenhang mit § 5 
Abs. 1 der 1. DB vom 24. Mai 1972 (GBl. II S. 379) zur 
VO über die Planung, Bildung und Verwendung des 
Prämienfonds und des Kultur- und Sozialfonds für 
volkseigene Betriebe im Jahre 1972 — PrämienVO —
i. d. F. der 2.VO vom 21. Mai 1973 (GBl. I S. 293) be­
trachtet werden muß, der gegenüber der FörderungsVO 
als Spezialvorschrift anzusehen ist. Nach dieser Be­
stimmung ist u. a. dann eine anteilige Jahresend­
prämie zu gewähren, wenn der Werktätige den Ehren­
dienst in den bewaffneten Organen der DDR aufnimmt 
bzw. wenn es sich um die Wiederaufnahme einer Tä­
tigkeit nach Beendigung des Ehrendienstes handelt.
Die Anrechnung der Dienstzeit bei den bewaffneten 
Organen auf die Betriebszugehörigkeit ändert also 
nichts an der Tatsache, daß bestimmte arbeitsrechtliche 
Ansprüche, wie u. a. die Jahresendprämie, erst durch 
die tatsächliche Mitwirkung an der Planerfüllung er­
worben werden.
Diese Rechtslage trifft auch auf den Zuschlag zur 
Jahresendprämie gemäß den Festlegungen des BKV 
zu, obwohl hierfür keine Leistungskennziffern festge­
legt sind, sondern lediglich die mehrjährige Beschäfti­
gungsdauer bestimmend ist. Der Zuschlag zur Jahres­
endprämie steht jedoch so eng und untrennbar mit der 
Jahresendprämie in Verbindung, daß seine Zahlung 
den generellen Anforderungen des durch Erfüllung der 
vorgegebenen Kennziffern erworbenen Anspruchs auf 
Jahresendprämie unterworfen ist.
Das wird auch durch die weitere Festlegung im BKV 
deutlich, daß der Zuschlag zur Jahresendprämie ent­
fällt, wenn einzelne Werktätige bzw. Kollektive wegen 
Nichterfüllung der vorgegebenen Leistungskriterien 
keinen Anspruch auf Jahresendprämie erworben haben. 
Dieser Grundsatz führt zu der Konsequenz, daß ein 
Anspruch auf den Zuschlag nur in dem zeitlichen An­
teil entsteht, wie er sich aus der Zahlung der Jahres-
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endprämie gemäß der Erfüllung von Leistungskenn­
ziffern auf Grund der Dauer der Teilnahme an der 
Planerfüllung im Planjahr ergibt. Die Jahresendprä­
mie bildet insgesamt, unabhängig aus welchen Teilen 
sie sich zusammensetzt, eine Einheit, die nicht ausein­
andergerissen werden kann( vgl. Arbeit und Arbeits­
recht 1976, Heft 3, S. 89).
Das Urteil des Stadtbezirksgerichts war folglich auf­
zuheben und der an die Konfliktkommission gerich­
tete Antrag des Verklagten unter gleichzeitiger Auf­
hebung ihres Beschlusses als unbegründet abzuweisen.
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